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Editorial

Im Folgenden möchten wir Euch / Ihnen zunächst ein paar orien-
tierende Hinweise zum vorliegenden Rundbrief geben.

Im ersten Teil finden sich unter der Rubrik „zur Diskussion
gestellt“ einige grundlegende theoretische Texte.

Dita Vogel wirft in ihrem Text die Frage auf, warum die öko-
nomische Dimension der Flüchtlingszuwanderung in der wissen-
schaftlichen Diskussion so unterbelichtet ist. Wir halten die Frage
für berechtigt. Allerdings halten wir die von der Autorin vorge-
nommene „Operationalisierung“, es gehe darum, „mit einer gege-
benen Budgetsumme möglichst vielen Flüchtlingen zu einem
Existenzminimum und Schutz vor gewalttätigen Übergriffen“ zu
verhelfen, schon im Ansatz für verfehlt: Flüchtlingspolitik als
„tragische Wahlhandlung“ zu analysieren, mithin als Dilemma,
„nicht allen helfen zu können“, läuft u.E. darauf hinaus, bestehen-
de Macht- und Abhängigkeitsstrukturen sowie die vielfältigen
Überdeterminationen der Flüchtlingsaufnahme und der Flücht-
lingsbekämpfung durch Interessen auszublenden, die sich eben
nicht (nur) „humanitär“ begründen und nur sehr bedingt ökono-
misch operationalisieren lassen.

Dennoch kommt die Autorin zu einigen interessanten Beobach-
tungen und Hinweisen, z.B. indem sie die Unaufrichtigkeit einer
Politik analysiert, die Flüchtlingen Gefahren zumutet, welche
Deutschen nicht zugemutet werden, und die dann alles daran setzt,
die Entscheidungsprozesse intransparent zu halten, von einer mo-
ralischen Bewertung abzukoppeln und so eine „barmherzige Ver-
schleierung“ (Gäfgen) zu betreiben.

Norbert Cyrus schildert am Beispiel der irregulären polnischen
ZuwanderInnen in Berlin die Schwierigkeiten und Risiken „heim-
licher Menschen“, um daran anschließend politische Forderungen
abzuleiten. Bezüglich der ökonomischen Auswirkungen der Illega-
lisierung von MigrantInnen kommt Cyrus zu dem Ergebnis, daß
„die Arbeits- und Lohnbedingungen, die zunächst bei der Be-
schäftigung irregulärer und später legalisierter WanderarbeiterIn-
nen durchgesetzt wurden, nun den Standard auch für inländische
Arbeitskräfte setzen“. Er stellt fest, daß durch die Kriminalisierung
der WanderarbeiterInnen Schwarzarbeit nicht verhindert werden
kann, und stellt Forderungen für irreguläre ZuwanderInnen:

• Entkriminalisierung und Anspruch auf allgemeinverbindliche
Tariflöhne

• Konsequente Ent-Illegalisierung der Aufenthalte
• Recht auf körperliche Unversehrtheit und Gesundheit
• Einführung einer „generellen Härteklausel“ als erster Schritt

Wolfgang Ullmann kommt in seinem Aufsatz zu sehr interes-
santen Forderungen bezüglich der Etablierung einer „Unionsbür-
gerschaft“. Er kommt zu der Feststellung, daß „die Immigration
ein staatenübergreifendes Problem ist und darum als solches be-
handelt werden muß.“ Weiter:

„Wir müssen die beinahe grotesk zu nennende Situation konsta-
tieren, daß im administrativen Bereich die Einsicht sich längst
durchgesetzt und darum entsprechende Institutionen hat entstehen
lassen.“

Karin Priester kritisiert in ihrem Aufsatz zum Thema „Rassis-
mus und kulturelle Differenz“ die heute modisch gewordene Art
und Weise, von Rassismus zu reden:

„Der Begriff Rassismus scheint heute zu einem Passepartout
geworden zu sein, unter dem scheinbar jede Benachteiligung des
„anderen“ subsumiert werden kann, Antirassismus gleichzeitig
aber zu einer moralischen Kategorie, die in der Ausweitung des
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Begriffs ihren Gegner dann sowohl in Vorurteilen und schlechten
Denkgewohnheiten, in Kapitalismus, Nationalismus und schließ-
lich der gesamten Moderne sucht.“

Sie hält dagegen, daß Rassismus weder aus der Logik der mate-
riellen Produktion noch aus der technologischen Entwicklung
moderner Gesellschaften zu erklären oder gar deduktiv „abzu-
leiten“ ist und kein „endemisches Element kapitalistischer Herr-
schaft“, sondern eine spezifische Doktrin der Abwehr ihrer inter-
nationalisierenden, demokratisierenden und durch das Lei-
stungsprinzip auch nivellierenden Konsequenzen darstellt.

Ausführlich wird von ihr die Tendenz kritisiert, Neu-Rechte Ar-
gumentationen als als „qualitativ neu“ zu bewerten. Sie arbeitet
die biologistischen Implikationen des „differenzialistischen Ras-
sismus“ und des Ethnopluralismus heraus. Ihre Schlußfolgerung:
„Anti-Rassismus schließt alle liberalen und demokratischen Kräfte
ein, denen am Abbau von hierarchischen Strukturen gelegen ist.“

Im 2. Teil dieses Rundbriefs dokumentieren wir die uns wich-
tig erscheinenden Entwicklungen in der Flüchtlingspolitik.

Unter der Überschrift „Rassismus“ werden zunächst Texte und
Erklärungen zu den vielen Merkwürdigkeiten im Verfahren gegen
Safwan Eid wiedergegeben. Daran schließt ein Artikel über einen
unglaublichen Polizeiüberfall auf einen Kurden an.

Der nächste Abschnitt widmet sich der Verfolgung von Kur-
den/innen und kurdischen Organisationen in der Türkei. Ein be-
sonderes Augenmerk möchten wir auf den Bericht über die Ver-
folgung der HADEP-Mitglieder und hier insbesondere von Kudret
Gözütok richten, die vor einem Jahr in über zehn niedersächsi-
schen Städten Referate zur Situation der Menschenrechte in der
Türkei gehalten hat. Im Interesse einer kritischen Solidarität mit
den verfolgten Kurden/innen sei auf den Text von Udo Wolter
(„Das gute Volk im wilden Kurdistan“) im ersten Abschnitt ver-
wiesen, in dem der Autor „Mystifizierungen eines Befreiungs-
kampfes“ aufs Korn nimmt.

Eines der Hauptthemen dieses Rundbriefes ist sodann der
Kampf der 22 nigerianischen Flüchtlinge im hannoverschen
Kirchenasyl gegen ihre Abschiebung. Mit ihrem Hungerstreik
und ihrer Öffentlichkeitsarbeit haben sie die Menschenrechtsver-
letzungen in Nigeria und die Ignoranz, mit denen sich deutsche
Behörden und Gerichte darüber hinwegsetzen, bundesweit in die
Schlagzeilen gebracht. Zusammen mit den Betroffenen engagiert
sich eine aktive Unterstützergruppe dafür, daß die Frage eines
Abschiebungsstopps für Nigeria auf die Tagesordnung der näch-
sten Innenministerkonferenz am 19.09.96 in Bonn gesetzt wird.

Ein weiteres Thema ist die drohende Abschiebung von tami-

lischen Flüchtlingen nach Sri Lanka. Mit Hungerstreiks konnten
tamilische Flüchtlingsgruppen aus Stade und Goslar einen befri-
steten Abschiebungsstopp bis Ende August erkämpfen (s. Rund-
brief 35/96). Wir dokumentieren unabhängige Gutachten sowie
eine Stellungnahme des MI zur aktuellen Lage.

Unter der Überschrift „Bleiberechtsregelungen“ wird zunächst
die - vom nds. Innenministerium gedeckte! - Praxis des LK Nien-
burg kritisiert, Flüchtlingen mit Bleiberecht nach der Regelung
von 1990 nunmehr wegen „Sozialhilfebezugs“ die Aufenthaltsbe-
fugnis nicht zu verlängern. Darüber hinaus dokumentieren wir
Vorschläge des Flüchtlingsrats und von RA Neuhoff, angesichts
der ernüchternd kleinen Zahl von begünstigten Flüchtlingen die
Bleiberechtsregelung vom Frühjahr dieses Jahres zu erweitern.

Im Kapitel „Heirat / Paßbeschaffung“ dokumentieren wir er-
freulichere Stellungnahmen des MI zur Frage der Zumutbarkeit
einer Paßbeschaffung zwecks Heirat im laufenden Verfahren sowie
zur Aussetzung von Abschiebungen bei bevorstehender Heirat.
Weiterhin berichten wir über den Streit in der nds. Landesregie-
rung über die Zulässigkeit einer Zwangsvorführung von abge-
lehnten Flüchtlingen sowie über weitere fragwürdige Praxen bei
der Übermittlung der Daten von Flüchtlingen.

Die Rubrik „Schiebung und Abschiebung“ im Anschluß daran
enthält ein Sammelsurium von Fallbeispielen, Berichten und kriti-
schen Stellungnahmen zur alltäglichen, traurigen Realität eines
menschenverachtenden Umgangs mit Menschen, die inhaftiert
und/oder abgeschoben werden.

Ein eigenes Kapitel widmen wir erneut dem „Grenzregime“
des BGS, der – weitgehend ohne demokratische Kontrolle – Tech-
nik und manpower in kaum mehr vorstellbarer Größenordnung an
der deutschen Ostgrenze gegen Flüchtlinge in Stellung bringt.

Zum Thema „Rest-Jugoslawien“ berichten wir zum einen über
den aktuellen Stand der Verhandlungen über ein Abschiebungsab-
kommen, zum anderen über Details zum neuen jugoslawischen
Staatsangehörigkeitsrecht.

In der anschließenden Rubrik geht es um Bosnien: Wir berich-
ten über einen Vortrag, den Andreas Zumach in Cuxhaven über
die Implikationen des Daytoner Abkommens hielt, und dokumen-
tieren weitere Meldungen im Kontext der andauernden Diskussion
um die Frage, wer wie lange bleiben darf und welche Rück- bzw.
Weiterwanderungsmöglichkeiten bestehen. Besondere Beachtung
verdient das skandalöse Urteil des Bundesverwaltungsgerichts
sowie ein Schreiben des nds. MI an Herrn Kanther, aus dem her-
vorgeht, daß Niedersachsen bosnischen Flüchtlingen offenbar auch
noch die Sozialhilfe kürzen will.

Die Beiträge unter dem Stichwort „Asylverfahren“ behandeln
Mängel bei der Anhörung durch das Bundesamt.
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